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Disclaimer

Trotz größtmöglicher Sorgfalt bei der 
Recherche und Erstellung der 
Präsentation, kann keine Haftung für 
Richtigkeit und Aktualität der Inhalte 
übernommen werden.

Sie ersetzt insbesondere keine 
Rechtsberatung im Einzelfall. 
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5. Wann sind Satzungsänderungen 

erforderlich?
6. Beispielhafte Satzungen
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Die drei zentralen 
touristischen 

Meldepflichten
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Wie kam es zur 
Gesetzesänderung?

• Die besondere Meldepflicht in Beherbergungsbetrieben für deutsche 
Übernachtungsgäste wird zum 1. Januar 2025 entfallen. 

• Im Koalitionsvertrag von SPD, Grünen und FDP wurde 2021 vereinbart: 

„Wir schaffen die analoge Meldepflicht bei touristischen Übernachtungen, wo 
möglich, im Bundesmeldegesetz ab. Der Umgang mit Meldescheinen wird 

künftig komplett digital erfolgen.“ 
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Wie kam es zur 
Gesetzesänderung?

• Im Sommer 2023 informierte das Bundesinnenministerium, dass für 
deutsche Staatsbürgerinnen und Staatsbürger die Meldepflicht als Beitrag 
zum Bürokratieabbau abgeschafft werden soll. 

• Mitte März 2024 hat das Bundeskabinett den Entwurf eines Vierten 
Bürokratieentlastungsgesetzes beschlossen. Bestandteil des Gesetzes ist 
die Abschaffung der Besonderen Meldepflicht in Beherbergungsbetrieben 
für deutsche Staatsangehörige. 

• Im September 2024 hat der Deutsche Bundestag abschließend das Vierte 
Bürokratieentlastungsgesetz beschlossen.

• am 18. Oktober 2024 stimmte der Bundesrat dem Gesetz zu.
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Was ist die Hotelmeldepflicht und 
wozu dient sie? 

• Beherbergungsbetriebe, egal ob Campingplatz, Ferienzimmer, 
Ferienwohnung oder Hotel und unabhängig von der Betriebsgröße, sind 
aktuell noch verpflichtet, sich von allen Gästen am Tag der Ankunft einen 
besonderen Meldeschein handschriftlich unterschreiben zu lassen. (§ 29 
Abs. 1, 2 BMG)

• Ausländische Gäste müssen sich zusätzlich bei der Anmeldung durch die 
Vorlage eines gültigen Identitätsdokumentes (anerkannter und gültiger 
Pass oder Passersatz) ausweisen. (§ 29 Abs. 3 BMG)

8



Was ist die Hotelmeldepflicht und 
wozu dient sie? 

• Theoretisch können die Daten auch elektronisch erhoben und auf eine 
eigenhändige Unterschrift verzichtet werden. 

• Voraussetzung ist nach § 29 Abs. 5 BMG, dass die Richtigkeit und 
Vollständigkeit der Daten am Tag der Ankunft bestätigt wird, durch 

• einen kartengebunden Zahlungsvorgang mit starker Kundenauthentifizierung, 
• einen elektronischen Identitätsnachweis oder 
• einen Personalausweis mit gültigem Vor-Ort-Zertifikat.
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Was ist die Hotelmeldepflicht und 
wozu dient sie? 

• Diese Meldescheine können von verschiedenen Behörden eingesehen 
werden: Polizeibehörden, Staatsanwaltschaften, Amtsanwaltschaften, 
Gerichte, Justizvollzugsbehörden, Zollfahndungsdienst, Hauptzollämter 
sowie Finanzbehörden, soweit sie strafverfolgend tätig sind. 

• Auch Meldebehörden haben auf Grundlage landesrechtlicher Regelungen 
das Recht, sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben Meldescheine vorlegen zu 
lassen.
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Was ist die Hotelmeldepflicht und 
wozu dient sie? 

• Zweck der Regelung ist die Gefahrenabwehr, die Strafverfolgung oder die 
Aufklärung des Schicksals von Vermissten oder Unfallopfern.

• Der Meldeschein muss 12 Monate vom Beherbergungsbetrieb aufbewahrt
und spätestens nach weiteren 3 Monaten vernichtet oder gelöscht werden. 
(§ 29 Abs. 4 BMG)
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Besonderer Meldeschein für 
Beherbergungsbetriebe

§ 30 Abs. 2 BMG:
Die Meldescheine enthalten vorbehaltlich der Regelung in Abs. 3 ausschließlich folgende 
Daten: 

1. Datum der Ankunft und der voraussichtlichen Abreise,
2. Familiennamen,
3. Vornamen,
4. Geburtsdatum,
5. Staatsangehörigkeiten,
6. Anschrift,
7. Zahl der Mitreisenden und ihre Staatsangehörigkeit […] sowie
8. Seriennummer des anerkannten und gültigen Passes oder Passersatzpapiers bei 

ausländischen Personen.
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Kur- und Tourismusabgaben

• Sämtliche Flächenländer erlauben es Ihren Kommunen unter gewissen 
Voraussetzungen (Anerkennung als Kurort) eine Kurabgabe zu erheben. Dabei 
verwenden die Bundesländer unterschiedliche Begrifflichkeiten (Kurabgabe, 
Kurbeitrag, Kurtaxe, Gästebeiträge, Gästetaxe). 

• Lediglich die Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg haben keine 
Ermächtigungsgrundlage zur Erhebung einer Kurabgabe. Neben oder alternativ 
zur Kurabgabe können die Gemeinden idR unter Beachtung der jeweiligen 
gesetzlichen Vorgaben auch Tourismusabgaben (z.T. auch 
Fremdenverkehrsbeitrag, Fremdenverkehrsabgabe oder Tourismusbeitrag 
genannt) erheben. 

• Von den Flächenländern verfügt lediglich Sachsen-Anhalt über keine
Ermächtigung der Gemeinden zur Erhebung einer Tourismusabgabe. (vgl. 
Anhang: Synopse KAG)
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Kur- und Tourismusabgaben

• Rechtsgrundlage sind die jeweiligen Landes-Kommunalabgabengesetze 
(Vgl. Anhang: Synopse L-KAG) iVm der jeweiligen kommunalen Satzung

• Adressaten der Meldepflicht sind die Leiter der Beherbergungsstätten und 
deren Gäste

• Zweck ist die kommunale Tourismusfinanzierung
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Verknüpfung von Hotelmeldeschein und 
Meldungen zu Kur- und 
Tourismusabgaben

Bislang wurden für die Erhebung und Abführung der Kur- und 
Tourismusabgaben vielfach die sog. Hotelmeldescheine auf Grundlage des   
§ 30 Abs. 3 BMG verwendet. Dort heißt es, dass 

„[…] durch Landesrecht […] bestimmt werden [kann], dass für die 
Erhebung von Fremdenverkehrs- und Kurbeiträgen weitere Daten auf 
dem Meldeschein erhoben werden dürfen.“ 
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Verknüpfung von Hotelmeldeschein und 
Meldungen zu Kur- und 
Tourismusabgaben

• Diese Ermächtigung haben die Bundesländer genutzt und in den jeweiligen 
Landesmeldegesetzen bzw. Landes-Ausführungsgesetzen zum BMG 
konkretisierende Regelungen geschaffen, oder ihrerseits 
Verordnungsermächtigungen zur Gestaltung von z.B. 
Durchführungsbestimmungen und Muster-Meldescheinen erlassen. 

• Die Verknüpfung ist keinesfalls zwingend!
• Sie ist bislang schlicht pragmatisch, da es sich um identische Adressaten 

der Meldepflichten handelt und im Wesentlichen die gleichen Daten 
abgefragt werden. Es sollte lediglich die Möglichkeit eröffnet werden, den 
Aufwand für die Beteiligten zu reduzieren.
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Verknüpfung von Hotelmeldeschein und 
Meldungen zu Kur- und 
Tourismusabgaben

Weitere Daten iSd § 30 Abs. 3 BMG:
• Die individuellen Daten der Mitreisenden nach § 30 Abs. 2 BMG
• Daten, aus denen sich ggf. eine Ermäßigung oder Befreiung von der 

Abgabe ergibt, z.B. Schüler, Student, Rentner, (Schwerbehinderung: s.u.)
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Sind kur- und Tourismusabgaben in 
Zukunft noch zulässig?

• Ja! Das Entfallen der besonderen Meldepflicht in Beherbergungsstätten für 
deutsche Gäste ändert nichts an der Zulässigkeit von kommunalen 
Kurabgabe- oder Gästebeitragssatzungen und den dortigen Meldepflichten 
zum Zweck der Abgabenerhebung. 

• Die Ermächtigungsgrundlage für die kommunalen Gästebeitragssatzungen 
findet sich in den Kommunalabgabegesetzen der Länder und gerade nicht 
im Bundesmeldegesetz. 
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Sind kur- und Tourismusabgaben in 
Zukunft noch zulässig?

• Weder das Bundesmeldegesetz noch die Landesmelde- oder Landes-
Ausführungsgesetze haben den Zweck, die Erhebung und Abführung von 
Gästebeiträgen zu regeln. 

• Auch wenn der Meldeschein für deutsche Gäste entfällt, bleiben also durch 
die Kommunalabgabengesetze die Rechtsgrundlagen zur Erhebung und 
Abführung der Gästebeiträge für die Gemeinden bestehen. Dies gilt auch 
für die dafür erforderliche Datenerhebung und –verarbeitung.
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Beherbergungsstatistik

• Rechtsgrundlage: Die Beherbergungsstatistik hat ihre Rechtsgrundlage in 
den §§ 1ff. Beherbergungsstatistikgesetz (BeherbStatG). 

• Adressat: Nach § 6 Abs. 1 S. 2 ist der Inhaber, die Inhaberin, der Leiter 
oder die Leiterin des Beherbergungsbetriebs auskunftspflichtig. Dies gilt für 
Betriebe ab zehn Betten: (§ 3) 

• Zweck: Die Daten dienen ausschließlich statistisch Zwecken
• Für das Auskunftsverfahren werden keine Meldescheine genutzt. Es 

werden auch nicht die im Meldeschein abgebildeten Informationen erfasst, 
sondern Kapazitätsmerkmale (Zimmer, Betten), Zimmerauslastung und 
Schließzeiten. 
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Was gilt ab 2025 für deutsche 
Gäste?

• Ab dem 1. Januar 2025 müssen die Hotelmeldescheine von 
Übernachtungsgästen mit deutscher Staatsangehörigkeit nicht mehr  
ausgefüllt und insbesondere nicht mehr eigenhändig unterschrieben 
werden.

• Sofern Kurabgaben erhoben werden, bleiben Gäste mit deutscher 
Staatsangehörigkeit auch zukünftig verpflichtet, diese zu entrichten.
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Was gilt ab 2025 für 
ausländische Gäste?

• Auch künftig müssen Beherbergungsbetriebe darauf hinwirken, dass 
ausländische Gäste am Tag der Ankunft einen besonderen Meldeschein 
handschriftlich unterschreiben. 

• Die Gäste müssen sich auch weiterhin durch die Vorlage eines gültigen 
Identitätsdokumentes ausweisen. 

• Es bleibt ebenfalls dabei, dass die Unterschrift und Vorlage des gültigen 
Identitätsdokumentes nicht „erzwungen“ werden muss. Der Leiter 
Beherbergungsstätte hat „darauf hinzuwirken“. (§ 29 Abs. 1 BMG)

• Bei einer Weigerung, ist diese auf dem Meldeschein zu vermerken. 
• Die Aufbewahrungs- und Löschfristen bzgl. der Meldescheine sind durch 

die Unternehmer weiterhin einzuhalten.
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Warum bleibt die Hotelmeldepflicht 
für Ausländer bestehen?

• Art. 45 des Schengener Durchführungsübereinkommens (SDÜ) verpflichtet 
die Vertragsstaaten dazu, eine besondere Melde- und Ausweispflicht für 
beherbergte Ausländer (sog. Hotelmeldepflicht) einzuführen. Das SDÜ hat 
für alle am Vertrag teilnehmenden Staaten, u.a. Deutschland, unmittelbare 
Geltung. 

• Das SDÜ enthält die Vorgabe, dass der Leiter einer Beherbergungsstätte 
darauf hinwirken muss, dass beherbergte Ausländer Meldevordrucke 
eigenhändig ausfüllen und unterschreiben und sich dabei durch Vorlage 
eines gültigen Identitätsdokuments ausweisen. 

• Zweck der Regelung ist die Gefahrenabwehr. Es soll die die weitgehend 
entfallenden Grenzkontrollen im Schengen-Raum kompensieren.
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Warum bleibt die Hotelmeldepflicht 
für Ausländer bestehen?

Art. 45 Abs. 1 lit. a SDÜ:
„Die Vertragsparteien verpflichten sich, die erforderlichen 
Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass […] der Leiter einer 
Beherbergungsstätte oder seine Beauftragten darauf hinwirken, dass 
beherbergte Ausländer, […], Meldevordrucke eigenhändig ausfüllen 
und unterschreiben und sich dabei gegenüber dem Leiter der 
Beherbergungsstätte oder seinem Beauftragten durch Vorlage eines 
gültigen Identitätsdokuments ausweisen;“ 
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Verstoß gegen das unionsrechtliche 
Diskriminierungsverbot?

• Diese Frage ist noch nicht abschließend geklärt. Die Bundesregierung ist 
der Auffassung, dass die Differenzierung zwischen deutschen und 
ausländischen Gästen rechtskonform ist. Würde die besondere 
Meldepflicht nicht nur für Deutsche, sondern unterschiedslos für sämtliche 
beherbergten Personen abgeschafft, so würde eine Ungleichbehandlung 
zwar gänzlich entfallen, jedoch verstieße dies gegen die Vorgaben des 
SDÜ. 

• Wird allerdings eine Differenzierung vorgenommen, könnte die Meldepflicht 
zumindest für EU-Ausländer im Widerspruch zum unionsrechtlichen 
Diskriminierungsverbot aus Art. 18 AEUV stehen. 

• Es ist denkbar, dass sich mit dieser Frage die Gerichte befassen müssen.
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Verstoß gegen das unionsrechtliche 
Diskriminierungsverbot?

• Ein Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot kommt vorliegend insoweit 
in Betracht, als der in Art. 45 SDÜ verwendete Begriff „Ausländer“ auch 
EU-Ausländer erfasst. 

• Hierin könnte eine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung liegen. Nach der 
Rechtsprechung des EuGH ist eine Ungleichbehandlung vergleichbarer 
Sachverhalte aber dann gerechtfertigt, 

„[…] wenn sie auf objektiven, von der Staatsangehörigkeit der 
Betroffenen unabhängigen Erwägungen beruhte und in einem 
angemessenen Verhältnis zu einem legitimerweise verfolgten 
Zweck stünde.“
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Verstoß gegen das unionsrechtliche 
Diskriminierungsverbot?

• Bei den Erwägungen der Gefahrenabwehr, Strafverfolgung etc. auf der 
einen und Bürokratieabbau auf der anderen Seite, handelt es sich zwar 
eindeutig um legitime Zwecke. 

• Eine nach der Staatsangehörigkeit differenzierende nationale 
Umsetzungsmaßnahme wie die vorliegende, könnte aber dann für 
unvereinbar mit Art. 18 Abs. 1 AEUV erklärt werden, wenn sich 
Deutschland hierbei nicht auf weitergehende objektive, von der 
Staatsangehörigkeit der Betroffenen unabhängige Erwägungen stützen 
kann, die in einem angemessenen Verhältnis zu einem legitimerweise 
verfolgten Zweck stehen.
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Gibt es datenschutzrechtliche 
Probleme?

• Da für die Zwecke der Erhebung und Abführung von Kur- sowie 
Tourismusabgaben personenbezogene Daten, also „Informationen, die 
sich auf eine identifizierte oder identifizierbare lebende Person beziehen“
(vgl. Art 4 Abs. 1 Nr. 1 DSGVO), erfasst, verarbeitet und übermittelt
werden, muss dies nach Art. 6 Abs. 1 DSGVO rechtmäßig erfolgen. Dies 
ist nur dann der Fall, wenn die Voraussetzungen einer der dort genannten 
Grundlagen gegeben sind. 

• Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 lit. c DSGVO sieht einen zulässigen 
Verarbeitungsgrund für Fälle vor, in denen die Verarbeitung „zur Erfüllung 
einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich [ist], der der Verantwortliche 
unterliegt.“
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Gibt es datenschutzrechtliche 
Probleme?

• Erfasst sind nur Verpflichtungen, die in Rechtsvorschriften des 
Unionsrechts oder des nationalen Rechts angeordnet sind. Art. 6 Abs. 2 
DSGVO lässt es zu, dass die Mitgliedstaaten spezifischere Bestimmungen 
beibehalten oder einführen. 

• Die notwendigen nationalen Rechtsgrundlagen können auf der Basis einer 
rechtmäßigen Delegation auch Rechtsverordnungen oder Satzungen von 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sein.
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Gibt es datenschutzrechtliche 
Probleme?

• Die L-KAG sehen idR vor, dass Quartiergeber verpflichtet werden können, 
die bei ihnen verweilenden ortsfremden Personen der Gemeinde zu 
melden sowie die Kurabgabe einzuziehen und abzuführen. (vgl. Anhang: 
Synopse L-KAG)

• Konkret ausgeformt werden die Verpflichtungen dann durch die Kur- und 
Tourismusabgabesatzungen der Gemeinden, die den Betroffenen idR
ebenfalls zu erfüllende rechtliche Verpflichtungen im Rahmen der 
Erhebung der Abgaben, wie die Datenweitergabe, auferlegen.

• Die L-KAG nehmen zudem Bezug auf die §§ 90 und 93 AO. Dort wird 
ausdrücklich geregelt, dass die Beteiligten zur Aufklärung eines 
Sachverhaltes verpflichtet sind, mitzuwirken. 
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Gibt es datenschutzrechtliche 
Probleme?

• Bei der Beantragung von Ermäßigungen oder Befreiungen durch den 
Abgabepflichtigen ist eine Besonderheit hinsichtlich der Datenverarbeitung 
zu beachten. 

• Gemäß Art. 9 Abs. 1 DSGVO gilt ein Verbot der Verarbeitung besonderer 
Kategorien personenbezogener Daten. Hierzu gehören auch 
Gesundheitsdaten, deren Verarbeitung aber zum Zweck der 
Geltendmachung von Ermäßigungs- oder Befreiungstatbeständen 
notwendig sein kann. 

• In diesen Fällen ist eine ausdrückliche Einwilligung des Betroffenen gemäß 
Art 9 Abs. 2 lit. a DSGVO erforderlich. Diese kann bereits mit dem Antrag 
des Abgabepflichtigen erklärt werden. 
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Gibt es datenschutzrechtliche 
Probleme?

• Eine Ausnahme von dem Einwilligungserfordernis besteht in Mecklenburg-
Vorpommern.

• § 11 Abs. 5 S. 4 MV-KAG normiert, dass Gemeinden und die zur Meldung 
Verpflichteten, befugt sind, Gesundheitsdaten betroffener Personen zu 
verarbeiten, soweit dies zur Berechnung der Kurabgabe oder zur 
Entscheidung über die Befreiung von der Kurabgabe zwingend erforderlich 
ist.
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Gibt es datenschutzrechtliche 
Probleme?

• Auch für die amtliche Beherbergungsstatistik ist die Daten(weiter)verarbeitung in 
Zukunft zulässig. Sie folgt aus Art. 5 Abs. 1 lit. b) DSGVO, wonach eine 
Weiterverarbeitung zu statistischen Zwecken gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO nicht 
als unvereinbar mit den ursprünglichen Zwecken gilt.

• Das einzige (theoretisch) personenbezogene Datum, welches in der 
Tourismusstatistik erfasst wird, ist das Herkunftsland für ausländische Touristen. 
Da hierdurch aber keine natürliche Person identifizierbar wird, ist auch die 
Erhebung dieses Datums vollkommen unproblematisch. 

• Bei „freiwilligen Statistik-Fragen“ der Kommunen ist - wie bisher auch - zu 
beachten, dass eine Einwilligung der betroffenen Person mit der 
Datenverarbeitung zu diesem bestimmten Zweck vorliegt (Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 lit. 
a DSGVO) und die Einwilligung den Anforderungen von Art. 7 DSGVO genügt.
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Sind Satzungsänderungen 
erforderlich?

• In den wohl allermeisten Fällen besteht kein zwingender Bedarf, die 
kommunale Kurabgabesatzung zu ändern.

• Gleichzeitig bietet sich aber die Gelegenheit, zu prüfen, ob die jeweilige 
Satzung noch zeitgemäß ist und insbesondere die Integration 
elektronischer Meldeverfahren vorzunehmen.

• Durch die Abschaffung der Hotelmeldepflicht für deutsche 
Staatsangehörige sind vor allem praktische Abläufe anzupassen.
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Sind Satzungsänderungen 
erforderlich?

Bei dieser Formulierung besteht Änderungsbedarf:
„Für die Anmeldung und Abrechnung sind die von der Tourist- und 
Kurinformation ausgegebenen Vordrucke (besondere Meldescheine gem. §§
29,30 BMG) zu verwenden. Die Vordrucke sind zusammen mit der 
Abrechnung der Kurtaxe bei der Tourist- und Kurinformation einzureichen.“
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Sind Satzungsänderungen 
erforderlich?

Handlungsempfehlung: 
• Die Bezugnahme auf „besondere Meldescheine gem. §§ 29,30 BMG“ sollte 

gestrichen werden.
• Zudem sollten neue Vordrucke erstellt werden. 
• Die neuen Vordrucke könnten z.B. „Kurabgabeschein“ bezeichnet werden. 
• Hierbei ist zu beachten, dass nur diejenigen Daten erhoben und verarbeitet 

werden, die zur Erhebung und Abführung der Kurtaxe erforderlich sind.
• Für ausländische Gäste können die besonderen Meldescheine weiterhin 

auf für die Meldung zu Kurabgabe verwendet werden. Es dürfte aber nicht 
zweckmäßig sein, zwei verschiedene Systeme zu nutzen.
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Sind Satzungsänderungen 
erforderlich?

Bei dieser Formulierung besteht moderater Anpassungsbedarf:
„Die in […] genannten meldepflichtigen Personen sind verpflichtet, […] alle von 
ihnen aufgenommenen beherbergten Personen am Tage der Ankunft 
entsprechend den Bestimmungen des Bundesmeldegesetzes § 30 BMG 
anzumelden.“
„Dabei sind die von der Gemeinde unentgeltlich zur Verfügung gestellten 
besonderen Meldescheine für Beherbergungsstätten nach § 30 BMG 
bereitzuhalten. Es ist darauf hinzuwirken, dass der Gast am Tag nach der 
Ankunft seine melderechtlichen Verpflichtungen nach § 29 Abs. 2 bis 4 BMG 
erfüllt.“
„Für die Aufbewahrung des Meldescheins ist nach Bundesmeldegesetz § 30 
Abs. 4 der Vermieter verantwortlich.“
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Sind Satzungsänderungen 
erforderlich?

Handlungsempfehlung: 
• Da sich diese Meldepflichten, soweit sie zukünftig noch bestehen, ohnehin 

aus dem Bundesmeldegesetz ergeben und eine Koppelung der 
Meldesysteme nicht mehr zweckmäßig ist, sollten alle Regelungen, die 
lediglich den Wortlaut des BMG wiedergeben, ebenfalls gestrichen werden.

• Allerdings ergeben sich auch keine unmittelbaren Probleme aus diesen 
Satzungsbestimmungen. 

• Sie sind in der Anwendung schlicht auf den Kreis der Meldepflichtigen, also 
zukünftig nur ausländische Staatsangehörige, zu beschränken. 
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Sind Satzungsänderungen 
erforderlich?

In diesen Fällen besteht kein Anpassungsbedarf:
In vielen Fällen wird die kommunale Satzung nicht angepasst werden 
müssen, weil sie bereits jetzt ein mehrgleisiges System vorsieht. So wird z.B. 
häufig bestimmt:
„Soweit gleichzeitig eine Meldepflicht nach dem Bundesmeldegesetz zu 
erfüllen ist, kann damit die Meldung i.S. der Kurtaxesatzung verbunden 
werden.“
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Beispielhafte Satzungen

Beispiele für Meldepflichten ohne Bezugnahme auf besondere 
Meldescheine:
Die nachfolgenden Auszüge aus bestehenden kommunalen Satzungen 
sollen beispielhaft aufzeigen, wie Meldepflichten für Kur- und 
Tourismusabgaben gestaltet werden können, ohne auf „besondere 
Meldescheine“ Bezug zu nehmen.
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Beispielhafte Satzungen

Beispiel 1: § 8 Kurtaxesatzung Enzklösterle
(1) Wer Personen gegen Entgelt beherbergt, einen Campingplatz betreibt oder seine 
Wohnung (Zweitwohnung) als Ferienwohnung ortsfremden Personen zur Verfügung 
stellt, ist verpflichtet, bei ihm verweilende Personen an dem der Ankunft bzw. 
Abreise folgenden Werktag an- bzw. abzumelden.
(2) Daneben sind Reiseunternehmen meldepflichtig, wenn in dem von dem 
Reiseteilnehmer an den Unternehmer zu entrichtenden Entgelt auch die Kurtaxe 
enthalten ist. Die Meldung ist spätestens am nächsten Werktag nach der Ankunft der 
Reiseteilnehmer zu erstatten.
(3) Ortsfremde Personen, die unentgeltlich beherbergt werden, haben sich, soweit 
sie kurtaxepflichtig sind, spätestens am nächsten Werktag nach Ankunft anzumelden 
und spätestens am letzten Aufenthaltstag abzumelden.
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Beispielhafte Satzungen

Beispiel 1: § 8 Kurtaxesatzung Enzklösterle
(4) Die Meldepflichten nach dieser Satzung sind bei der Tourist-Information Enzklösterle 
zu erfüllen. Soweit gleichzeitig eine Meldepflicht nach den melderechtlichen Vorschriften 
zu erfüllen ist, kann damit die Meldung im Sinne der Kurtaxesatzung verbunden werden.
(5) Die nach Abs. 1 und 2 Meldepflichtigen haben mit der Anmeldung die Gästekarte 
nach § 6 Abs. 1 auszustellen.
(6) Für die Meldung sowie für die Ausstellung der Gästekarte sind die von der Gemeinde 
Enzklösterle ausgegebenen Vordrucke zu verwenden.
(7) Die Gemeinde ist berechtigt, die Einhaltung der den Meldepflichtigen nach dieser 
Kurtaxesatzung obliegenden Pflichten durch Beauftragte nachprüfen zu lassen und 
Einsicht in die Fremdenverzeichnisse zu nehmen.
https://www.enzkloesterle.de/downloads/?archiv=93
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Beispielhafte Satzungen

Beispiel 2: § 7 Kurtaxesatzung Wernigerode
(1) Wer Personen gegen Entgelt beherbergt, ist verpflichtet, dies der Stadt 
Wernigerode mitzuteilen und die fällige Kurtaxe von dem Zahlungspflichtigen 
einzuziehen. Dies gilt insbesondere auch für die Beherbergung auf Campingplätzen 
und Wochenendplätzen. Die eingenommene Kurtaxe ist in regelmäßigen Abständen 
(Hotels/Pensionen spätestens zum 15. des Folgemonats, private Wohnungsgeber 
spätestens am 15. Kalendertag, nach Quartalsende) an die Wernigerode Tourismus 
GmbH, Marktplatz 10 in Wernigerode, abzuführen. 
(2) Für die Anmeldung und Abrechnung sind die von der Wernigerode Tourismus 
GmbH an die Wohnungsgeber ausgegebenen Vordrucke zu verwenden. Die 
Vordrucke sind zusammen mit der Abrechnung der Kurtaxe bei der Wernigerode 
Tourismus GmbH einzureichen. 
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Beispielhafte Satzungen

Beispiel 2: § 7 Kurtaxesatzung Wernigerode
(3) Die Wohnungsgeber haben auf Verlangen der Wernigerode Tourismus 
GmbH jederzeit über die Anzahl der Gäste, deren Verweildauer und deren 
Zahlungspflicht Auskunft zu erteilen. Die Wernigerode Tourismus GmbH hat 
insoweit ein Einsichtsrecht in die Beherbergungsunterlagen der 
Wohnungsgeber. 
(4) Diese Satzung über die Erhebung einer Kurtaxe ist den 
Zahlungspflichtigen hinreichend zugänglich zu machen (Aushang, 
Auslegung).
https://docplayer.org/71819004-Satzung-zur-erhebung-einer-kurtaxe-in-der-
stadt-wernigerode.html
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Ausblick

Analog:
• Für deutsche Gäste: Vom Beherbergungsbetrieb auszufüllender 

„Kurabgabeschein“ ohne Pflicht zur eigenhändigen Unterschrift des 
Gastes

• Für ausländische Gäste, entweder wie bisher, der Durchschlag des 
besonderen Meldescheins mit eigenhändiger Unterschrift oder
ebenfalls ein vom Beherbergungsbetrieb auszufüllender neuer 
„Kurabgabeschein“
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Ausblick

Digital:

• Das Gesetz ist eine gute Chance, die Digitalisierung voranzutreiben. 

• Auch wenn bei einer Satzung kein zwingender Änderungsbedarf besteht, 
liegt in der Abschaffung der Hotelmeldepflicht für deutsche 
Staatsangehörige eine gute Gelegenheit, die Kurabgabesatzungen in 
dieses Jahrhundert zu überführen. 

• Aufwändige händische Arbeiten können reduziert werden. Mitarbeiter der 
Beherbergungsbetriebe und deren Gäste werden entlastet. Die kommunale 
Verwaltung bzw. Tourismusorganisationen können effizienter arbeiten.
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Ausblick

Digital:

• Achtung: eine Ermächtigungsgrundlage für einen durch Satzung 
auferlegten Zwang der digitalen Meldung besteht nur in den 
Bundesländern Bayern, Baden-Württemberg und Mecklenburg-
Vorpommern. (vgl. Anhang: Synopse L-KAG)

• Vorerst werden idR neben einem digitalen Meldesystem daher auch noch 
analoge Meldeverfahren anzubieten sein.
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Ausblick

DTV-Webinar am 29.11.2024 
zu digitalen 

Gästebeitragssystemen
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Anhang:
Synopse L-KAG
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